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Methodik 
Die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) 
hat im Rahmen ihrer DIHK-Konjunkturumfrage im 
Herbst 2022 die Industrie- und Handelskammern 
(IHKs) gebeten, die Unternehmen u. a. auch zum The-
menfeld Fachkräftesicherung zu befragen. 

Der DIHK-Auswertung liegen je nach Fragestellung 
knapp 22.000 Unternehmensantworten zugrunde. 
Nach Wirtschaftsbereichen stammen die Antworten 
aus der Industrie (27 Prozent), aus der Bauwirtschaft 
(sechs Prozent), aus dem Handel (23 Prozent) und aus 
den Dienstleistungen (44 Prozent). 

Die Untergliederung nach Unternehmensgröße weist 
50 Prozent kleine Unternehmen mit bis zu 19 Beschäf-
tigten aus, 39 Prozent mittlere Unternehmen mit 20 
bis 199 Beschäftigten sowie neun Prozent mittelgroße 
Unternehmen mit 200 bis 999 Beschäftigten. Zwei 

Prozent der Antworten entfallen auf große Unterneh-
men mit mehr als 1.000 Mitarbeitern. 

Die IHKs gestalten ihre Stichprobe so aus, dass ein re-
präsentatives Stimmungsbild der gewerblichen Wirt-
schaft vor Ort abgebildet ist (branchen-, regionen- so-
wie unternehmensgrößenbezogen geschichtete Stich-
probe). Die Aggregation auf Bundesebene erfolgt über 
eine regionale und branchenbezogene Gewichtung. 
Die Antworten der regelmäßigen Konjunkturfragen 
von Betriebsstätten mit mehr als 500 Beschäftigten 
sind mit dem Faktor 2 und die Antworten von Be-
triebsstätten mit mehr als 1.000 Beschäftigten mit 
dem Faktor 3 gewichtet. Bei den hier gestellten Fragen 
zur Fachkräftesicherung wird auf die Gewichtung nach 
Größenklassen verzichtet. 
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Das Wichtigste in Kürze 
 
Fachkräfteengpässe nehmen zu – trotz 
angespannter Wirtschaftslage 

• Mehr als jedes zweite der fast 22.000 antworten-
den Unternehmen kann offene Stellen zumindest 
teilweise nicht besetzen, weil es keine Arbeits-
kräfte findet. Trotz unsicherer Erwartungen und 
insgesamt angespannter Wirtschaftslage haben 
sich die Stellenbesetzungsschwierigkeiten in den 
Unternehmen im Vergleich zum Vorjahr ver-
schärft. 
 

• Am häufigsten bestehen Personalengpässe in der 
Industrie und in der Bauwirtschaft (jeweils 58 
Prozent). In den Industriebetrieben haben die 
Engpässe im Vergleich zum Vorjahr weiter zuge-
nommen, beim Bau sind sie rückläufig. 
 

• Fehlende Fachkräfte belasten nicht nur die Be-
triebe, sondern gefährden den Erfolg bei wichti-
gen Zukunftsaufgaben wie Klimaschutz und Digi-
talisierung. 

 

Beruflich Qualifizierte – am häufigsten 
gesucht 

• Am häufigsten suchen die Unternehmen mit Stel-
lenbesetzungsschwierigkeiten Fachkräfte mit dua-
ler Berufsausbildung ohne Erfolg (48 Prozent). 
Auch die Einstellung von Azubis gelingt vielfach 
nicht wie gewünscht (39 Prozent). 
 

• Nach Personal mit Weiterbildungsabschluss su-
chen 37 Prozent der Unternehmen mit Beset-
zungsproblemen erfolglos. Bei den Hochschulab-
solventinnen und -Absolventen ist es jedes dritte 
dieser Unternehmen. 
 

• Auch für Personen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung bestehen Beschäftigungschancen – 31 
Prozent der Betriebe mit Stellenbesetzungsproble-
men können entsprechende Vakanzen nicht be-
setzen. 

 

Fachkräftesicherung – Rahmenbedingungen auf 
dem Prüfstand 

• Mehr als jedem zweiten Unternehmen (52 Pro-
zent) würde der Abbau von Bürokratiebelastungen 
(z. B. Berichts-, Dokumentations-, Meldepflichten) 
bei der Fachkräftesicherung helfen, weil sich das 
Personal dann intensiver um die eigentlichen be-
trieblichen Aufgaben kümmern könnte. 
 

• An zweiter Stelle bei den Rahmenbedingungen 
zur Fachkräftesicherung steht die Stärkung der 
beruflichen Bildung – diese nennen 46 Prozent 
der Betriebe. 
 

• Von einer Erleichterung bei der Einstellung aus-
ländischer Fach- und Arbeitskräfte erhofft sich 
mehr als jedes dritte Unternehmen (35 Prozent) 
eine Verbesserung seiner Fachkräftesituation. 
 

• In einer besseren Qualifizierung und Vermittlung 
von Arbeitslosen sehen 31 Prozent der Unterneh-
men eine Unterstützung, um offene Stellen zu be-
setzen. 
 

• Die Steigerung der Attraktivität der Region zum 
Leben und Arbeiten ist aus Sicht von 24 Prozent 
der Unternehmen hilfreich, um Fachkräfte zu ge-
winnen und zu halten. 
 

• 22 Prozent der Unternehmen plädieren für einen 
bedarfsgerechten Ausbau der Betreuungsange-
bote, damit die Beschäftigten Beruf und Familie 
besser vereinbaren können. 
 

• Ebenso viele (22 Prozent) halten die Flexibilisie-
rung der Beschäftigung Älterer sowie die bessere 
Information zu bereits bestehenden Möglichkei-
ten für eine gute Option zur Fachkräftesicherung. 
 

• Um mit digitalen Anwendungen besser auf Perso-
nalengpässe reagieren zu können, ist der Ausbau 
der digitalen Infrastruktur für 22 Prozent der Be-
triebe hilfreich. 
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I. Fachkräfteengpässe nehmen zu – trotz angespannter Wirtschaftslage  
 

Die Folgen des Krieges in der Ukraine mit extrem stark 
steigenden Energie- und Rohstoffpreisen und unter-
brochenen Lieferketten, die Inflationsentwicklung so-
wie nach wie vor Auswirkungen der Corona-Pandemie 
führen zu einer angespannten Wirtschaftslage und 
setzen den deutschen Unternehmen stark zu. 

 

Ungeachtet dieser Entwicklungen nehmen die Stellen-
besetzungsschwierigkeiten in deutschen Unternehmen 
weiter zu. 53 Prozent der an dieser Umfrage teilneh-
menden Unternehmen1 berichten, dass sie längerfris-
tig offene Stellen zumindest teilweise nicht besetzen 
können, weil sie keine passenden Arbeitskräfte finden. 
In der Vorumfrage im Herbst 20212 bei deutlich besse-
ren Erwartungen hinsichtlich der 

Wirtschaftsentwicklung, waren es 51 Prozent. Obgleich 
insgesamt die aktuellen Beschäftigungsabsichten der 
Unternehmen für die kommenden Monate infolge der 
negativen Wirtschaftsaussichten zurückgehen3, neh-
men die Schwierigkeiten bei der Besetzung offener 
Stellen weiter zu. Aktuell berichten weniger Betriebe 
(elf Prozent) von problemloser Stellenbesetzung als 
noch vor einem Jahr (15 Prozent), was ein deutlicher 
Hinweis auf zunehmende Fach- und Arbeitskräfteeng-
pässe ist. Der Anteil der Unternehmen, die derzeit kei-
nen Personalbedarf haben und dementsprechend auch 
nicht auf der Suche nach Mitarbeitenden sind, liegt 
mit 36 Prozent leicht über dem Vorjahreswert (34 Pro-
zent). 

 

 

 

 
1 Der DIHK-Report Fachkräfte 2022 basiert auf Antworten von fast 
22.000 Unternehmen.  
2 Vgl. Deutscher Industrie- und Handelskammertag, Fachkräf-
teengpässe schon über Vorkrisenniveau, DIHK-Report Fachkräfte 
2021, Berlin 2021. 
3 Laut aktueller DIHK-Konjunkturumfrage vom Herbst 2022 planen 
für die kommenden Monate 13 Prozent der Unternehmen mehr 
Beschäftigung – im Frühsommer 2022 waren es 19 Prozent. 20 

Prozent gehen von weniger Beschäftigten in ihrem Unternehmen 
aus, während es im Frühsommer 14 Prozent waren. Der daraus re-
sultierende Saldo beträgt damit aktuell minus sieben Punkte 
(Frühsommer 2022: plus fünf Punkte; Herbst 2021: plus neun 
Punkte). Vgl. hierzu Deutscher Industrie- und Handelskammertag, 
Die deutsche Wirtschaft im Sog der Energiepreiskrise, DIHK-Kon-
junkturumfrage Herbst 2022, Berlin 2022. 
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Werden nur die Unternehmen betrachtet, die derzeit 
Stellen besetzen möchten und auf der Suche nach 
Fachkräften sind und somit diejenigen, die keinen Per-
sonalbedarf haben nicht berücksichtigt, haben 82 Pro-
zent von diesen einstellungsbereiten Unternehmen 
Schwierigkeiten, passende Beschäftigte zu finden4. Vor 
einem Jahr lag dieser Wert bei 77 Prozent.  

 

Mit Blick auf die kommenden Monate sehen 56 Pro-
zent der Unternehmen im Fachkräftemangel ein Ge-
schäftsrisiko – und damit genauso viele, wie im Früh-
sommer 2022. Im Vergleich zum Vorjahr ist der Wert 
leicht gesunken – im Herbst 2021 waren es 59 Pro-
zent. Damit ist der Fachkräftemangel aus Sicht der Un-
ternehmen derzeit das zweitgrößte Geschäftsrisiko 
nach den Energie- und Rohstoffpreisen (81 Prozent), 
aber noch vor dem Rückgang der Inlandsnachfrage 
(52 Prozent) und steigenden Arbeitskosten (51 Pro-
zent). 

 

Schwierigkeiten in der Industrie gestiegen 

Fast sechs von zehn (58 Prozent) Industrieunterneh-
men berichten von vakant bleibenden Stellen, weil kein 
Personal zu finden ist. Dies ist ein merklicher Anstieg 
gegenüber dem Vorjahr (53 Prozent). Hierfür dürfte 
neben der demografischen Entwicklung nicht zuletzt 
eine Rolle spielen, dass sich viele Unternehmen bereits 
auf künftige Aufgaben wie die weitere Digitalisierung 
und die Transformation hin zur Klimaneutralität vor-
bereiten und dafür nötiges Personal suchen. Hierfür 
sind vielfach Fachkräfte im MINT-Bereich (Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaft, Technik) gefragt, die je-
doch insgesamt knapp sind5. 

 

Ebenfalls 58 Prozent der Unternehmen der Bauwirt-
schaft können Stellen nicht wie geplant besetzen. Dies 
ist ein deutlicher Rückgang gegenüber dem Herbst 
2021, in dem der Wert bei 66 Prozent lag. Steigende 
Preise, Lieferengpässe und höhere Zinsen zur Baufi-
nanzierung wirken sich dämpfend auf die Nachfrage 
aus, was sich letztlich in der Personalnachfrage der 
Baubetriebe widerspiegelt. So ist der Anteil der Bauun-
ternehmen, die keinen Personalbedarf haben, binnen 
Jahresfrist von 25 Prozent auf 33 Prozent gestiegen. 
Der Anteil, dem die Besetzung problemlos gelingt, ist 

 
4 Die Grundgesamtheit bilden somit die Unternehmen, die Stellen 
nicht besetzen können und die, denen die Besetzung problemlos 
gelingt. 

auf geringem Niveau konstant geblieben (neun Pro-
zent). 

 

Bei den Dienstleistern können etwas mehr als die 
Hälfte (52 Prozent) offene Stellen nicht besetzen – ein 
leichter Anstieg um zwei Prozentpunkte. Hier ist die 
Situation in den einzelnen Dienstleistungsbranchen 
sehr unterschiedlich. Die Gesundheits- und Sozial-
dienstleister sind z. B. stark (71 Prozent), Reisevermitt-
ler (35 Prozent) weniger oft betroffen. 

 

Im Handel berichten 44 Prozent der Betriebe von Stel-
lenbesetzungsproblemen, während etwa genauso viele 
derzeit keinen Personalbedarf haben (45 Prozent). In 
der Vorumfrage lagen die Werte bei 45 Prozent bzw. 
41 Prozent. Gedämpfte Geschäftserwartungen des 
Handels infolge hoher Inflationsraten und entspre-
chend geringer Konsumlaune können eine Ursache für 
den abnehmenden Personalbedarf in den Betrieben 
sein.  

 

Engpässe gefährden Zukunftsaufgaben 

Die erfolgreiche Transformation der Wirtschaft hin zu 
Klimaneutralität und Energiewende sowie Elektromo-
bilität und Digitalisierung setzen die Verfügbarkeit der 
erforderlichen Fachkräfte voraus. Hinzu kommen sich 
wandelnde Qualifikations- und Kompetenzanforderun-
gen an die Beschäftigten. Die demografische Entwick-
lung erschwert gleichzeitig die Fachkräftesicherung. 
Hiervon sind viele Branchen und Betriebe auf unter-
schiedlichen Ebenen der Wertschöpfungskette betrof-
fen. Dies gilt gleichermaßen für Forschung und Ent-
wicklung, Planung und Genehmigung bis hin zur Um-
setzung. Mit Blick auf z. B. klimagerechte Sanierung, 
den Stromnetzausbau, die Erweiterung der PV-Anla-
gen, die Herstellung und Installation von Windkraftan-
lagen und Wärmepumpen, den Einstieg in die Nutzung 
von Wasserstoff, aber auch hinsichtlich des von der 
Bundesregierung beschlossenen Wohnungsbaus oder 
der Ladesäuleninfrastruktur, können Fachkräfteeng-
pässe das Erreichen wichtiger Zielsetzungen erschwe-
ren. Auch für Erhalt und Ausbau von Verkehrs-, digita-
ler Netz- und Kommunikationsinfrastruktur, Letztere 
ist nötig für die Digitalisierung, ist die Fachkräftever-
fügbarkeit unabdingbar.  

5 Vgl. zu den Engpässen im MINT-Bereich: Institut der deutschen 
Wirtschaft, MINT-Herbstreport 2022: MINT sichert Zukunft, Köln 
2022. 
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Die Branchenanalyse zeigt, dass Fachkräfteengpässe 
die nötige Zukunftsgestaltung mit erfolgreichem 
Strukturwandel, Innovationen und Produktivitätsstei-
gerungen behindern und damit Wachstum und Wohl-
stand gefährden können. So zählen zu den Branchen, 
die besonders stark von Stellenbesetzungsproblemen 
betroffen sind, die Investitionsgüterproduzenten – bei 
denen die Situation im Vergleich zum Vorjahr merklich 
angespannter ist (65 Prozent, nach 57 Prozent im 
Herbst 2021) - sowie Hersteller von Spitzen- und 
Hochtechnologie (jeweils 63 Prozent). Diese haben für 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie eine 
große Bedeutung und sind auf gut qualifiziertes Per-
sonal angewiesen. Zu den Branchen in diesen Berei-
chen zählen z. B. die Hersteller elektrischer Ausrüstun-
gen, von denen mehr als zwei Drittel (67 Prozent) Stel-
len nicht besetzen können sowie Produzenten von Da-
tenverarbeitungsgeräten, elektronischen und opti-
schen Erzeugnissen (63 Prozent), die u. a. bei der Pro-
duktion von Solarmodulen, Leiterplatten und Telekom-
munikationstechnik aktiv sind. Ebenfalls überdurch-
schnittlich von Fachkräfteengpässen betroffen sind 
der Maschinenbau (67 Prozent) sowie der Fahrzeugbau 
(65 Prozent). Beim Weg in die Digitalisierung, hin zur 
Elektromobilität und zu erneuerbaren Energien spielen 
die Betriebe dieser Branchen eine wichtige Rolle. 

 

Mit an der Spitze der von Engpässen besonders be-
troffenen Branchen stehen zudem weiterhin die Ge-
sundheits- und Sozialdienstleister (71 Prozent nach 
67 Prozent im Herbst 2021). Die demografische Ent-
wicklung und der damit einhergehend steigende Be-
darf an Leistungen dieser Branche sorgen mit für die 
hohe Personalnachfrage. Zudem haben während der 
Coronapandemie viele Beschäftigte die Branche ver-
lassen und anderweitig Beschäftigung gefunden, was 
die Engpasssituation weiter verschärft. 

 

Der Bereich Verkehr und Lagerei ist ebenfalls von um-
fangreichen Personalengpässen betroffen (65 Prozent). 
Fehlende Fahrer bei den Logistikbetrieben erschweren 
eine flächendeckende und zeitgerechte Belieferung u. 
a. mit Endprodukten im Handel, aber auch mit Roh-
stoffen und Vorleistungen in der Industrie. 

 

Obgleich sich die Personalengpässe in der Bauwirt-
schaft im Vorjahresvergleich abgeschwächt haben, lie-
gen sie weiterhin auf hohem Niveau. Das gilt beson-
ders für den Bereich Tiefbau (68 Prozent), der nicht zu-
letzt beim Ausbau der Netzinfrastruktur eine wichtige 
Rolle spielt. Auch in baurelevanten Bereichen wie den 
Architektur- und Ingenieurbüros sind die Engpässe 
deutlich (58 Prozent).  



8  |  DIHK-REPORT FACHKRÄFTE 2022 
 

In 60 Prozent der Betriebe des Gastgewerbes bleiben 
Stellen infolge von Personalengpässen unbesetzt. Trotz 
des hohen Niveaus sind dies etwas weniger als im Vor-
jahr (66 Prozent). Die aktuelle Inflationsentwicklung 
kann die Nachfrage der Konsumenten bremsen, so 
dass auch weniger Personal nachgefragt wird. Zudem 
versuchten im letzten Jahr besonders viele Gastrono-
miebetriebe Personallücken zu schließen, die während 
der Coronapandemie entstanden sind. Dennoch stehen 
aktuell viele Gastronomiebetriebe vor erheblichen Her-
ausforderungen bei der Personalsuche. Eingeschränkte 
Angebote und reduzierte Öffnungszeiten als Reaktio-
nen auf Engpässe sind hier längst keine Seltenheit 
mehr. 

 

Schwierigkeiten nehmen besonders bei den Gro-
ßen zu 

Größere Unternehmen berichten häufiger von Schwie-
rigkeiten bei der Stellenbesetzung als kleinere. So blei-
ben bei 75 Prozent der Unternehmen mit 200 und 
mehr Mitarbeitenden Stellen infolge von fehlendem 
Personal unbesetzt. In kleinen Betrieben mit bis zu 
zehn Beschäftigten liegt der Anteil bei 32 Prozent. In 
KMU mit 20 bis zu 199 Mitarbeitenden sind es aller-
dings schon 66 Prozent. Hierbei ist jedoch zu beach-
ten, dass mit der Unternehmensgröße auch die Häu-
figkeit von Stellenbesetzungen insgesamt steigt und 
daher auch der Anteil größer ist, der Stellen nicht be-
setzen kann. So haben z. B. von den Großunternehmen 
mit 1.000 und mehr Beschäftigten nur sieben Prozent 
derzeit keinen Personalbedarf, während dies in Betrie-
ben mit weniger als 20 Mitarbeitenden rund die Hälfte 
sind. Gerade jedoch in kleinen Unternehmen, die Per-
sonal suchen, gestaltet sich die Rekrutierung sehr oft 
problematisch – so berichten in der Größenklasse mit 
bis zu neun Beschäftigten nur neun Prozent von prob-
lemloser Besetzung, während dies z. B. 18 Prozent der 
Großunternehmen gelingt. 

Im Vergleich mit dem Vorjahr zeigt sich, dass der Prob-
lemdruck in allen Größenklassen zugenommen hat. So 
ist der Anteil der Unternehmen, die Stellen ohne Prob-
leme besetzen können, durchweg gesunken. Besonders 
auffällig ist diese Entwicklung bei den größeren Unter-
nehmen. Insgesamt gelingt dort zwar die Besetzung 
nach wie vor häufiger problemlos als in kleineren Be-
trieben, allerdings hat sich dieser Anteil merklich redu-
ziert. Berichteten vor einem Jahr noch 29 Prozent der 
Großunternehmen (1.000 und mehr Beschäftigte) und 
22 Prozent der Unternehmen mit 200 bis 999 Beschäf-
tigten von einer Stellenbesetzung ohne Schwierigkei-
ten, so sind es derzeit nur noch 18 Prozent (minus elf 
Prozentpunkte) bzw. 15 Prozent (minus sieben Pro-
zentpunkte). Bei den kleineren Unternehmen liegen die 
Rückgänge zwischen zwei und drei Prozentpunkten 
(wenn auch ausgehend von bereits niedrigem Niveau). 
Gleichzeitig ist der Anteil der größeren Unternehmen, 
die Stellen nicht besetzen können, deutlich gestiegen 
(plus 16 Prozentpunkte in der Größenklasse 1.000 und 
mehr Beschäftigte; plus neun Prozentpunkte in der 
Größenklasse 200 bis 999 Beschäftigte). In den Unter-
nehmen mit weniger als 200 Beschäftigen fallen die 
Zuwächse dagegen gering aus (zwischen null und zwei 
Prozentpunkte). Zudem berichten Letztere aktuell et-
was häufiger als im Herbst 2021 davon, keinen Perso-
nalbedarf zu haben, während bei den Unternehmen 
mit 200 und mehr Beschäftigten dieser Anteil im Jah-
resvergleich abgenommen hat. 

 

Vor dem Hintergrund, dass es i.d.R. größeren Unter-
nehmen leichter fällt, Personal zu gewinnen6, ist die 
aktuelle Zunahme der Probleme bei diesen ein Signal 
für insgesamt weiter zunehmende Fach- und Arbeits-
kräfteengpässe. 

 

  

 
6 Größere und damit häufig auch bekanntere Unternehmen gelten 
z.B. bei vielen Bewerbern als besonders attraktive Arbeitgeber. 

Zudem verfügen sie vielfach über professionelle Personal- und Re-
cruiting-Abteilungen, was die Personalgewinnung vereinfacht.  
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II. Beruflich Qualifizierte – am häufigsten gesucht 
 

Zur Analyse, welche Qualifikationen besonders gesucht 
sind, wurden die Unternehmen mit Stellenbesetzungs-
schwierigkeiten gebeten anzugeben, für welches Qua-
lifikationsniveau sie erfolglos nach Personal suchen – 
Grundlage sind also die 53 Prozent der Unternehmen, 
die Stellen nicht besetzen können. Unternehmen, die 
entweder keinen Personalbedarf haben (36 Prozent) 
oder denen problemlos die Einstellung gelingt (elf Pro-
zent), werden im Folgenden nicht berücksichtigt. 

 

Am häufigsten suchen die Unternehmen, die Stellen 
nicht besetzen können, Fachkräfte mit einer dualen 
Ausbildung (48 Prozent)7. Dies gilt besonders in der In-
dustrie (52 Prozent) und dem Handel (50 Prozent). 
Schulabgängerinnen und -abgänger zum Zwecke einer 
Ausbildung fehlen in 39 Prozent der Unternehmen mit 
Stellenbesetzungsproblemen. Hier sucht insbesondere 
die Bauwirtschaft oftmals vergeblich nach Nachwuchs 
(46 Prozent). Absolventinnen und Absolventen einer 
Höheren Berufsbildung – einer Weiterbildung, zum 
Meister oder Fachwirt – werden in 37 Prozent der von 
Stellenbesetzungsproblemen betroffenen Unterneh-
men erfolglos gesucht. Auch hier ist vor allem die Bau-
wirtschaft betroffen (47 Prozent), aber auch in der In-
dustrie sind die Qualitäten dieser Personen oftmals ge-
fragt (43 Prozent). Jedes dritte von Engpässen be-
troffene Unternehmen sucht Hochschulabsolventin-
nen und -absolventen vergeblich. Dies berichten in 
erster Linie die Dienstleister (37 Prozent). Auch Perso-
nen ohne abgeschlossene Ausbildung, die zumeist für 
weniger qualifizierte Tätigkeiten nachgefragt werden, 
sind vergleichsweise häufig gesucht (31 Prozent). Auch 
hier sind es überdurchschnittlich oft die Dienstleister, 
die entsprechende Stellen nicht wie gewünscht beset-
zen können (33 Prozent). 

 

Duale Ausbildung besonders im Mittelstand 
gefragt 

Obgleich Kandidatinnen und Kandidaten mit abge-
schlossener dualer Ausbildung nahezu in allen be-
trachteten Branchen in größerem Umfang gefragt 
sind, zeigen sich z. B. der Maschinenbau (59 Prozent), 
das Kreditgewerbe (56 Prozent), die 

 
7 Im aktuellen DIHK-Fachkräftereport wurde die Antwortoption 
„Schulabgänger/Auszubildende“ neu aufgenommen. Dadurch lässt 
sich der Bereich der dualen Ausbildung differenzierter betrachten. 

Versicherungswirtschaft (56 Prozent), Beherbergungs-
betriebe (56 Prozent) sowie Hersteller von Metaller-
zeugnissen (53 Prozent) besonders häufig von Engpäs-
sen in diesem Qualifikationsbereich betroffen. 

 

Beschäftigte mit dualer Ausbildung werden besonders 
von vielen Mittelständlern ohne Erfolg gesucht. In der 
Größenklasse mit 200 bis unter 1.000 Mitarbeitenden 
gilt dies für 53 Prozent der Unternehmen, die Stellen 
nicht besetzen können. Bei Betrieben mit 20 bis 199 
Beschäftigten ist es jedes zweite. Aber auch die kleinen 
Betriebe mit unter 20 Mitarbeitenden sind mit 44 Pro-
zent nicht viel seltener betroffen. Allein die große An-
zahl der mittelständischen Betriebe und die Bedeutung 
der dualen Ausbildung für deren Geschäftserfolg kann 
die große Fachkräftenachfrage und entsprechende 
Engpässe erklären. Aber auch den Großunternehmen 
mit 1.000 und mehr Beschäftigten fällt die Fachkräfte-
gewinnung in diesem Qualifikationssegment kaum 
einfacher (50 Prozent). 

 

Auszubildende werden ebenfalls branchenübergrei-
fend, jedoch in besonderem Maße erfolglos von Be-
trieben aus dem Bereich Lagerei und Verkehrsdienstlei-
tungen (56 Prozent), dem Gastgewerbe (53 Prozent), 
dem Einzelhandel (49 Prozent), der Sicherheitswirt-
schaft (47 Prozent) sowie dem Baugewerbe (46 Pro-
zent) gesucht. Mitunter dürften die Arbeitsbedingun-
gen in den Augen einiger junger Menschen im Ver-
gleich mit anderen Branchen dort als weniger attraktiv 
empfunden werden. Dies erschwert bei der insgesamt 
angespannten Situation bei der Suche nach Auszubil-
denen die Besetzung der Ausbildungsplätze in den ge-
nannten Branchen besonders.  

 

Mit Blick auf die Größenklassen sehen sich auch hier 
die Mittelständler mit 20 bis unter 1.000 Beschäftigten 
besonderen Hürden gegenüber (41 Prozent). Bei klei-
nen Unternehmen mit weniger als 20 Personen in der 
Belegschaft sind es 36 Prozent. Etliche Betriebe dieser 
Größenklasse bilden allerdings nicht aus. Weniger 
häufig als die größeren Mittelständler, wenn auch 
nicht zu vernachlässigen, haben die Großunternehmen 

Ein Vergleich mit den Vorumfragen entfällt daher allerdings in die-
sem Bereich. 
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Schwierigkeiten bei der Azubigewinnung (34 Prozent). 
Professionelle Personalabteilungen und eine i.d.R. grö-
ßere Bekanntheit und Attraktivität bei den angehen-
den Azubis können dafür ausschlaggebend sein. 

 

Weiterbildungsabschlüsse oft in größeren Unter-
nehmen gesucht 

Fachkräfte mit Weiterbildungsabschlüssen der Höhe-
ren Berufsbildung werden vielfach in der Rechts- und 
Steuerberatung sowie Wirtschaftsprüfung vergeblich 
gesucht (70 Prozent). Ähnlich ist die Situation bei den 
Energieversorgern (63 Prozent) und dem Kreditge-
werbe (59 Prozent). Auch die Hersteller von Kraftwa-
gen und hochwertigen Kraftwagenteilen (53 Prozent) 
suchen oft ohne Erfolg. Und auch der Bau ist betroffen 
– hier insbesondere der Tiefbau (52 Prozent). 

 

Die Stellenbesetzungsschwierigkeiten bei Kandidatin-
nen und Kanditen mit einem Weiterbildungsabschluss 
steigen mit der Unternehmensgröße. Während es in 
kleinen Betrieben mit unter zehn Beschäftigten 29 
Prozent sind, haben mehr als die Hälfte der Großun-
ternehmen (53 Prozent) entsprechende Probleme. 

 

Hochschulabschlüsse in technikorientierten Bran-
chen knapp 

Hochschulabsolventinnen und -absolventen werden 
besonders häufig von IT-Dienstleistern (81 Prozent), im 
Bereich der Programmierung (81 Prozent), in der Phar-
maindustrie (77 Prozent), in Architektur- und Ingeni-
eurbüros (73 Prozent), von Herstellern von Datenverar-
beitungsgeräten (58 Prozent) sowie Be-trieben der 
Elektrotechnik (54 Prozent) ohne Erfolg gesucht. In 
diesen Branchen sind besonders MINT-Qualifikationen 
häufig gefragt, die u.a. für das Gelingen der Transfor-
mation im Bereich der Dekarbonisierung und Kli-
maneutralität sowie für die Digitalisierung wichtig 
sind. Aber auch in der Kultur- und Kreativwirtschaft 
(69 Prozent) und bei den Bildungs-anbietern (65 Pro-
zent) fehlen überdurchschnittlich häufig Beschäftigte 
mit einem Hochschulabschluss. Während in allen Grö-
ßenklassen mit bis zu 1.000 Beschäftigten Engpässe im 
Bereich der dualen Ausbildung am häufigsten genannt 
werden, gilt dies bei den Großunternehmen für Hoch-
schulabsolventinnen und -absolventen (72 Prozent). 
Gerade in kleinen Unternehmen sind die i.d.R. hohen 
Spezialisierungen dieser Fachkräfte weniger oft ge-
fragt und damit Engpässe geringer. Bei Unternehmen 
mit weniger als 200 Mitarbeitenden sind weniger als 
ein Drittel (29 Prozent) betroffen. In der Größenklasse 
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200 bis unter 1.000 sind es allerdings schon mehr als 
die Hälfte (52 Prozent). 

 

Chancen für Arbeitslose ohne Ausbildung 

Von nicht zu besetzenden Stellen für Personen ohne 
Ausbildung berichten besonders häufig Reinigungs-
dienstleister (91 Prozent), die Sicherheitswirtschaft 
(78 Prozent), der Straßen- und Schienennahverkehr 
(69 Prozent), das Gastgewerbe (59 Prozent) sowie Be-
triebe der Gebäudebetreuung und des Garten- und 
Landschaftsbaus (58 Prozent). Mitunter sind dies Un-
ternehmen, die auch bei der Besetzung von Lehrstellen 
besondere Schwierigkeiten haben und daher stärker 
auf Personen ohne Abschluss setzen. Insgesamt zeigt 
sich, dass viele Unternehmen nicht mehr nur mit Fach-
kräfte-, sondern auch mit Arbeitskräfteengpässen im 
Bereich geringerer Qualifikationen konfrontiert sind. 
Dies gilt etwas häufiger für kleine Unternehmen mit 
weniger als 200 Beschäftigten (32 Prozent). Bei größe-
ren Mittelständlern mit zwischen 200 und 999 ist es 

etwa jedes vierte (27 Prozent) und bei Großunterneh-
men knapp jedes fünfte Unternehmen (18 Prozent). 

 

Grundsätzlich kommen für diese Tätigkeiten auch 
(Langzeit-)Arbeitslose in Betracht, die häufig über 
keine abgeschlossene Berufsausbildung verfügen und 
für die sich so Beschäftigungschancen und die Teil-
habe am Arbeitsmarkt sowie auch Möglichkeiten der 
Qualifizierung bieten. So lag 2022 die Arbeitslosen-
quote insgesamt bei 5,3 Prozent. Bei Personen ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung war diese Quote mit 
19,8 Prozent fast viermal so hoch. Bei Personen mit 
betrieblicher oder schulischer Ausbildung betrug die 
Quote 3,1 Prozent, bei denen mit akademischer Ausbil-
dung 2,2 Prozent. Für Personen mit einer Weiterquali-
fizierung zum Meister- oder Techniker lag die Arbeits-
losenquote 2019 sogar nur bei 1,2 Prozent8. 2022 ge-
lang 166.000 Langzeitarbeitslosen der Weg in Beschäf-
tigung am ersten Arbeitsmarkt. 

 

 

  

 
8 Aktuellere Daten liegen für Personen mit dieser Weiterbildung 
nicht vor. 
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III. Fachkräftesicherung – Rahmenbedingungen auf dem Prüfstand 
 

Die Fachkräftesicherung ist in erster Linie Aufgabe der 
Unternehmen. Um dabei erfolgreich zu sein, sind je-
doch passende Rahmenbedingungen notwendig, die 
von der Politik gesetzt werden. Die Fachkräftesiche-
rung ist nicht nur eine die Betriebe betreffende Her-
ausforderung, sondern ebenfalls eine Notwendigkeit, 
um politische und gesellschaftliche Zielsetzungen wie 
z. B. die Transformation der Wirtschaft hinsichtlich 

Klimaneutralität und Digitalisierung zu erreichen, da 
hierfür die Verfügbarkeit der entsprechenden Fach-
kräfte relevant ist. Die Betriebe haben konkrete Vor-
stellungen davon, wie diese Rahmenbedingungen ge-
staltet werden sollten, um sie bei der Herausforderung 
der Fachkräftesicherung besser zu unterstützten. Na-
hezu jedes an der Umfrage beteiligte Unternehmen 
sieht in wenigstens einem Bereich Handlungsbedarf. 

 

 

 

Bürokratie abbauen 

Ganz oben auf der Agenda der Betriebe steht der 
Wunsch, sie von bürokratischen Belastungen zu be-
freien, damit ihre Beschäftigten die nötige Zeit haben, 
ihren eigentlichen Tätigkeiten im betrieblichen Alltag 
nachgehen zu können. Mehr als die Hälfte der Betriebe 
sieht dies als wichtige Hilfe an (52 Prozent). Die An-
knüpfungspunkte sind dabei vielfältig: z. B. Nachweis-
gesetz, Nachhaltigkeitsberichterstattung, Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetz, Datenschutz, Arbeitsrecht, 
Dokumentations- und Meldepflichten, Aufenthaltsge-
setz oder die Einrichtung „Beauftragter“ im Betrieb 

z. B. für die Abfallentsorgung – alle gehen mit erhebli-
chen Bürokratielasten und Personalaufwand einher. 
Perspektivisch kommen zudem weitere Nachweis- und 
Dokumentationspflichten auf die mittelständisch ge-
prägte Wirtschaft zu. 

 

Dabei sind kleine Unternehmen bereits jetzt durch bü-
rokratische Aufgaben besonders belastet – die Grö-
ßenklasse mit 10 bis 19 Mitarbeitenden steht mit 
57 Prozent ganz oben. Hierin drücken sich u.a. Schwel-
lenwerte aus, die z. B. ab zehn Beschäftigten greifen – 
wie etwa im Rahmen des Kündigungsschutzgesetzes. 
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Kleine und mittlere Unternehmen sind überproportio-
nal von bürokratischen Aufgaben betroffen, weil sie 
hierfür oftmals kein eigenes zusätzliches Personal ha-
ben oder entsprechende Tätigkeiten aus finanziellen 
Aspekten nicht extern beziehen können, so dass die 
wenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter neben ihren 
Tätigkeiten die administrativen Aufgaben häufig zu-
sätzlich miterledigen müssen. Teilweise füllen die Un-
ternehmerinnen und Unternehmer selbst die Doku-
mentations- oder Berichtspflichten aus. Aber auch die 
Großunternehmen mit 1.000 und mehr Beschäftigten 
sehen im Bürokratieabbau häufig eine wichtige Hilfe 
bei der Fachkräftesicherung (51 Prozent). 

 

Für die Bauwirtschaft (60 Prozent) ist der Bürokratie-
abbau noch etwas häufiger eine nötige Unterstüt-
zungsmaßnahme als für die übrigen Wirtschafts-
zweige (Industrie: 53 Prozent; Handel: 52 Prozent; 
Dienstleistungen: 51 Prozent). Umfangreiche Doku-
mentationspflichten, diverse Regelungen im Baurecht 
oder dem Bundes-Immissionsschutzgesetz bei gleich-
zeitig ausgeprägten Personalengpässen spielen dafür 
eine Rolle. 

 

Mit an der Spitze im Rahmen der differenzierten Bran-
chenbetrachtung stehen Unternehmen aus der Ge-
sundheitswirtschaft (insgesamt: 61 Prozent). Dazu ge-
hören z. B. die Pharmaindustrie (67 Prozent), der Han-
del mit gesundheitsbezogenen Gütern (65 Prozent), die 
Gesundheits- und Sozialdienstleister (62 Prozent) so-
wie die Medizintechnik (59 Prozent). In den Betrieben 
der Gesundheitswirtschaft werden große Teile der Be-
legschaft für Verwaltungsaufgaben benötigt – und der 
bürokratische Aufwand nimmt weiter zu. So führt z. B. 
die neue EU-Verordnung über Medizinprodukte u. a. zu 
weiteren Anforderungen an die technische 

Dokumentation für Medizinprodukte. Pflegekräfte 
müssen z. T. umfangreichen administrativen Tätigkei-
ten wie der Dokumentation nachgehen und können 
sich in dieser Zeit nicht um die Patientinnen und Pati-
enten kümmern. Zudem müssen Leistungserbringer 
wie Sanitätshäuser je nach Krankenkasse unterschied-
liche Verfahren und Vorgaben bei der Dokumentation 
und Abrechnung einer Leistung berücksichtigen. Und 
für forschende Unternehmen ist die Durchführung 
bundeslandübergreifender Studien aufgrund der Viel-
zahl an Ethik-Kommissionen sowie unterschiedlicher 
Datenschutzbestimmungen langwierig und bürokra-
tisch. Eine Vielzahl der administrativen Prozesse, wie 
die Dokumentation und Abrechnung einer Hilfsmittel-
versorgung, findet zudem noch auf Papierbasis statt. 

 

Auch dem Hoch- und Tiefbau sowie den Finanzdienst-
leistern (jeweils 61 Prozent) würde weniger Bürokratie 
bei der Fachkräftesicherung besonders helfen. Im 
Gastgewerbe ist es mehr als jeder zweite Betrieb. Dort 
fallen z. B. pro Woche ca. 14 Stunden Arbeitszeit für 
Bürokratiepflichten an9. 

 

Die bürokratischen Belastungen betreffen die Betriebe 
in der Breite. Die jährlichen Bürokratiekosten für die 
Wirtschaft aus Informationspflichten beziffert die 
Bundesregierung mit mehr als 50 Mrd. Euro. Die jährli-
chen Lasten infolge von Statistikmeldepflichten liegen 
lt. Statistischem Bundesamt bei knapp 300 Mio. Euro 
pro Jahr. Nicht überraschend ist es vor diesem Hinter-
grund, dass sich ein Großteil der Branchen hier Entlas-
tungen wünscht – so liegen die entsprechenden Werte 
für die Branchen insgesamt um die 50-Prozent-Marke 
nahe beieinander und weisen keine große Streuung 
auf, wie dies bei anderen Antwortoptionen der Fall ist. 

 

 

 

 

 
9 Vgl. Deutscher Industrie- und Handelskammertag, Bürokratiebe-
lastung im Gastgewerbe. Weitere Informationen und Vorschläge 
finden Sie hier. 

https://www.dihk.de/resource/blob/31766/4be0a07d41b599b6579d461b780eb82d/dihk-impulspapier-buerokratieabbau-gastgewerbe-data.pdf
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DIHK-Vorschläge 

Auch mit Blick auf die Fachkräftesicherung in den Be-
trieben kommt dem Bürokratieabbau eine wichtige 
Funktion zu. Entlastungen bei Dokumentations-, Auf-
zeichnungs- und Meldefristen sind dafür nötig. Neben 
den bestehenden Anstrengungen zum Bürokratieab-
bau der Bundesregierung – und deren konsequenter 
Intensivierung – sollten künftig die Effekte auf den 
Fachkräftemangel mit im Fokus stehen. Neue Gesetze 
könnten z. B. daraufhin geprüft werden, in welchem 
Umfang sie in der Umsetzung Personalressourcen im 
Betrieb beanspruchen – dieser sollte so gering wie 
möglich sein. So könnte neben den Bürokratiekosten 
(Erfüllungsaufwand) und dem künftig durchzuführen-
den „Digitalcheck“ im Gesetzentwurf zusätzlich die 
rechnerische Zahl der Arbeitskräfte – z. B. als Vollzeit-
äquivalente – in der Gesamtwirtschaft angegeben 
werden, die dem Arbeitsprozess infolge der neuen Bü-
rokratielasten entzogen werden, um hier Transparenz 
zu schaffen. Dabei sollte auch der Aufwand deutlich 
werden, der für Unternehmerinnen und Unternehmer 
entsteht, wenn sie die Nachweispflichten selbst durch-
führen müssen und ihre Zeit nicht im Betriebsablauf 
einsetzen können.  

 

Berufliche Bildung im Fokus 

An zweiter Stelle der genannten Ansatzpunkte, um Be-
triebe bei der Fachkräftesicherung zu unterstützen, 
steht die Stärkung der beruflichen Bildung - 46 Pro- 

zent der Betriebe nennen dies als wichtige Maßnahme. 
Eine stärker praxisorientierte Berufsorientierung sowie 
die Aufwertung der Berufsschulen sind hierfür Bei-
spiele. 

 

Am häufigsten sind es größere Mittelständler mit 200 
bis unter 1.000 Beschäftigten, die sich die Stärkung 
der beruflichen Bildung wünschen (54 Prozent). Einer-
seits bildet der deutsche Mittelstand überproportional 
viel aus, andererseits fällt in dieser Größenklasse die 
Besetzung der Lehrstellen und die Gewinnung von 
Fachkräften mit dualer Ausbildung besonders schwer 
(s. Kapitel II.). Kleinere Unternehmen verfügen oftmals 
nicht über eine Ausbildungsberechtigung, weshalb die 
Stärkung der beruflichen Bildung dort seltener ge-
nannt wird (Größenklasse 1 bis 19: 41 Prozent). 

 

Insbesondere in der Bauwirtschaft (58 Prozent) und in 
der Industrie (54 Prozent) würde aus Sicht der Unter-
nehmen die Stärkung der beruflichen Bildung die 
Fachkräftesicherung unterstützen. So stehen z. B. der 
Maschinenbau (61 Prozent), das Ausbaugewerbe 
(61 Prozent) sowie der Kraftfahrzeugbau (60 Prozent) 
und die Hersteller von Metallerzeugnissen (58 Prozent) 
im Branchenvergleich mit ganz oben. Im Handel wer-
den entsprechende Verbesserungen von etwa jedem 
zweiten (49 Prozent) und von den Dienstleistern von 
vier von zehn Unternehmen genannt (41 Prozent).  
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Die berufliche Bildung als wesentliche Maßnahme zur 
Fachkräftesicherung kommt auch darin zum Ausdruck, 
dass sich besonders häufig Unternehmen, die Stellen 
für Absolventinnen und Absolventen der Höheren Be-
rufsbildung nicht besetzen können, deren Stärkung 
wünschen. Diese Expertinnen und Experten mit unter-
schiedlichen Weiterbildungsabschlüssen besetzen in 
den Betrieben häufig wichtige Schlüsselpositionen – 
eine gute duale Ausbildung ist hierfür oftmals eine Vo-
raussetzung. 

 

DIHK-Vorschläge 

Das Werben für die duale Ausbildung ist aus Sicht der 
DIHK ein entscheidender Faktor für die Sicherung der 
Fachkräftebasis in Deutschland. Die IHK-Organisation 
wird daher eine bundesweite Ausbildungskampagne 
starten. 

 

Auch eine frühzeitige, ausgewogene und praxisnahe 
Berufsorientierung in allen Schulformen hat in diesem 
Kontext besondere Bedeutung. Insbesondere die Gym-
nasien müssen besser über die Chancen einer berufli-
chen Bildung informieren. Es kommt mehr denn je da-
rauf an, junge Menschen für eine Ausbildung zu moti-
vieren, die vielfältigen Angebote der Betriebe und die 
Berufswünsche junger Menschen zusammenzubringen 
und so die Fachkräfte von morgen zu sichern. Diese 
Aufgabe muss Dreh- und Angelpunkt der neuen Alli-
anz für Aus- und Weiterbildung werden. 

 

Betriebe brauchen starke Partner, um erfolgreich aus-
bilden zu können. Der im Koalitionsvertrag angekün-
digte Pakt zur Stärkung und Modernisierung berufsbil-
dender Schulen sollte schnellstmöglich besiegelt wer-
den. Aus DIHK-Sicht benötigen die Berufsschulen  
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mehr Eigenständigkeit, eine bessere finanzielle, digitale 
und personelle Ausstattung und eine gute Aus- und 
kontinuierliche Weiterbildung der Lehrerinnen und 
Lehrer10. 

 
Zuwanderung für Fachkräftesicherung erleichtern  

Für Erleichterungen bei der Einstellung von ausländi-
schen Fach- und Arbeitskräften plädiert mehr als jedes 
dritte Unternehmen (35 Prozent). Dies gilt insbeson-
dere für die Industrie (39 Prozent) und nicht viel selte-
ner für Dienstleister und das Baugewerbe (jeweils 
36 Prozent; Handel: 28 Prozent). 

 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz11, das am 
01.03.2020 in Kraft getreten ist, hat bereits etliche Er-
leichterungen ermöglicht – gerade für die Zuwande-
rung von Fachkräften mit beruflicher Qualifikation, die 
besonders häufig in den Betrieben fehlen. Bisherige 
Erfahrungen zeigen jedoch, dass einige der gesetzli-
chen Regelungen weiterhin recht strikt und zum Teil 
kompliziert ausgestaltet sind. Hinzu kommt, dass die 
Umsetzung der Regelugen in der Praxis und damit der 
gesamte Zuwanderungsprozess vielfach nicht effizient 
und reibungslos erfolgen. 

 

Erleichterungen bei der Zuwanderung wünschen sich 
in erster Linie Großunternehmen (59 Prozent). Keine 
andere der in dieser Umfrage aufgeführten Maßnah-
men zur Fachkräftesicherung wird in dieser Größen-
klasse häufiger genannt. Viele dieser Unternehmen mit 
1.000 und mehr Beschäftigten sind international auf-
gestellt und allein aufgrund ihrer Größe nehmen sie 
häufiger Einstellungen vor, und damit ggf. auch solche 
aus dem Ausland. Zudem verfügen sie i.d.R. über pro-
fessionelle Personalabteilungen und somit häufiger 
über Erfahrungen mit dem Rekrutierungsprozess im 
Ausland, was die Beurteilung der aktuellen Regelungen 

leichter macht. Aber auch viele kleinere Unternehmen 
sehen in der einfacheren Gewinnung von ausländi-
schen Fach- und Arbeitskräften Potenzial, auch wenn 
sie insgesamt deutlich seltener überhaupt Neueinstel-
lungen vornehmen – in der Größenklasse 10 bis 19 
sind es bereits 32 Prozent und in der mit 200 bis 999 
ist es fast jedes zweite (47 Prozent). 

 

Zu den Branchen, in denen besonders viele Unterneh-
men Erleichterungen bei der Personalgewinnung aus 
dem Ausland befürworten, zählen neben den Gesund-
heits- und Sozialdienstleistern (64 Prozent), das Gast-
gewerbe (58 Prozent), Reinigungsdienste (56 Prozent) 
sowie Verkehrsdienstleister (51 Prozent). Mitunter 
dürfte es sich dabei auch um Tätigkeiten handeln, die 
keine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzen. 
Deutlich ist zudem, dass sich oftmals Unternehmen, 
die Stellen für Personen ohne abgeschlossene Ausbil-
dung oder für Schulabgänger und Azubis nicht beset-
zen können, Erleichterungen bei der Zuwanderung 
wünschen. Die Zuwanderung unterhalb des Fachkraft-
niveaus bzw. ohne als gleichwertig anerkannte berufli-
che Qualifikation sowie zum Zweck der Ausbildung ist 
aktuell aus Drittstaaten nur begrenzt möglich, was die 
genannten Branchen besonders betrifft. Vor diesem 
Hintergrund ist der Wunsch nach Erleichterungen dort 
bei gleichzeitig deutlichen Fachkräfteengpässen einzu-
ordnen. 

 

Für eine Beschäftigung im Bereich der Gesundheits- 
und Sozialdienstleister sind i.d.R. die Anerkennung der 
ausländischen Abschlüsse sowie deutsche Sprach-
kenntnisse nötig. Gerade der Anerkennungsprozess 
gestaltet sich in diesem Bereich oftmals langwierig 
und intransparent, was dort die Forderung nach Er-
leichterungen gerade im Umsetzungsprozess mit er-
klären kann. 

 

 

 
10 Weiteren Handlungsbedarf aus Sicht der DIHK zeigt die DIHK-
Ausbildungsumfrage 2022 auf. 

11 Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz regelt die Zuwanderung 
aus Nicht-EU-Staaten (Drittstaaten). Für Bürger aus EU-Staaten 
gilt die Freizügigkeit.  

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/fachkraefte/aus-und-weiterbildung/ausbildung/ausbildungsumfrage-22
https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/fachkraefte/aus-und-weiterbildung/ausbildung/ausbildungsumfrage-22
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Daneben nennen u.a. Hersteller von Kfz-Teilen und -
Zubehör (57 Prozent), der Kraftfahrzeugbau (50 Pro-
zent), der Werkzeugmaschinenbau (46 Prozent), die 
Pharmaindustrie (44 Prozent) sowie insgesamt die 
Produzenten von Hochtechnologie (42 Prozent) die er-
leichterte Einstellung von Personal aus dem Ausland 
als wichtige Unterstützung zur Fachkräftesicherung. 
Die Zuwanderung ist somit zum einen branchenüber-
greifend und zum anderen auch für höhere Qualifika-
tionsniveaus ein wichtiger Pfeiler zur Fachkräftesiche-
rung insgesamt. Im Bereich der Hochschulabsolventin-
nen und -absolventen sind die gesetzlichen Regelun-
gen jedoch schon recht liberal, so dass die Notwendig-
keit zur weiteren Erleichterung in etlichen Branchen, 
die diese Qualifikationen in besonderem Maße nach-
fragen, seltener gesehen wird und sich ggf. eher auf 
deren Umsetzung bezieht. Dies gilt z. B. für Program-
mierer (36 Prozent) und IT-Dienstleister (30 Prozent), 
für die es im Aufenthaltsgesetz erleichterte Regelugen 
gibt. Gleiches gilt für den F&E-Bereich (31 Prozent). 

 

DIHK-Vorschläge 

Zur Umsetzung des Koalitionsvertrags entwickelt die 
Bundesregierung derzeit das Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz weiter. Hierzu hat die DIHK eine Reihe von 
Vorschlägen unterbreitet12. Ein wichtiger Ansatzpunkt 
ist etwa die Erleichterung bei der Zuwanderung mit 

fehlender oder teilweiser Gleichwertigkeit der berufli-
chen Qualifikation. Nur wenige interessierte Fachkräfte 
aus dem Ausland verfügen über eine vollständig aner-
kannte Gleichwertigkeit, kommen aber in vielen deut-
schen Betrieben als Fachkräfte, mitunter mit langer 
Berufserfahrung, in Betracht. Fehlende Qualifikationen 
können zudem parallel zur Beschäftigung in einem be-
stimmten Zeitraum nachgeholt werden. 

 

Auch die Zuwanderungsregelungen zur Arbeitsplatz-
suche, wenn noch kein Arbeitsvertrag vorliegt, sollten 
aus Sicht der DIHK weiter verbessert werden. Dies 
würde es gerade kleinen und mittleren Unternehmen 
erleichtern, Personal zu finden, da sie nicht im Ausland 
suchen müssten. 

 

Dem Spracherwerb kommt für die Einstellung, die Be-
schäftigung im Betrieb als auch für die Integration 
insgesamt eine Schlüsselrolle zu. Daher sollte zum ei-
nen bereits der Spracherwerb im Ausland gefördert 
werden. Zum anderen müssen die Angebote im Inland 
noch stärker berufsbezogen, aber auch flexibel und di-
gital sein, damit sie mit dem betrieblichen Alltag kom-
patibel sind und auch z. B. Personen im ländlichen 
Raum davon profitieren können und nicht zu wenig 
Teilnehmende das Zustandekommen der Kurse verhin-
dern. 

 

 

 
12 Die ausführlichen DIHK-Vorschläge zur Weiterentwicklung des 
FEG sind hier zu finden. 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/fachkraefte/dihk-vorschlaege-zur-reform-des-fachkraefteeinwanderungsgesetzes-76422
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Neben guten gesetzlichen Regelungen spielt deren rei-
bungslose und schnelle Umsetzung im administrativen 
Prozess eine entscheidende Rolle, denn Unternehmen, 
aber auch die Fachkräfte, können und wollen nicht 
monatelang auf die Besetzung der Stelle warten. Da-
her müssen die administrativen Prozesse digitalisiert 
und die Schnittstellen zwischen den beteiligten Akteu-
ren (Auslandsvertretungen, Ausländerbehörden, Aner-
kennungsstellen, Arbeitsagenturen) effizient ausge-
staltet werden. Dies betrifft z. B. die Prüfung von Un-
terlagen, damit es hier nicht zu Doppelungen kommt. 
Die Akteure müssen zudem mit den nötigen Ressour-
cen ausgestattet sein, um ihre Aufgaben erfüllen zu 
können. 

 

Auch das Matching zwischen suchenden Unternehmen 
und interessierten Fachkräften im Ausland sollte ver-
bessert werden. Passende Unterstützungsstrukturen 
und Vermittlungsabsprachen und -aktivitäten der 
Bundesagentur für Arbeit kommen dafür in Betracht. 
Auch das Netz der Auslandshandelskammern (AHK) 
kann dabei unterstützen. 

 

Nach der erfolgreichen Zuwanderung gilt es, die lang-
fristige Integration zu stärken. Hierbei kann regionalen 
Welcome-Centern eine wichtige Funktion zukommen, 
die Unternehmen und Fachkräfte bei betrieblichen, 
aber auch außerbetrieblichen Herausforderungen un-
terstützen. 

 

Auszubildenden als Fachkräften von morgen sollte die 
Zuwanderung weiter erleichtert werden. Dazu müsste 
die noch bestehende Vorrangprüfung abgeschafft 
werden. Um eine erfolgreiche Ausbildung mit dem da-
zugehörigen Besuch und Abschluss der Berufsschule 
zu ermöglichen, kann die Zuwanderung bereits vor 
Ausbildungsbeginn hilfreich sein, damit in dieser Zeit 
z. B. Praktika, Einstiegsqualifizierungen und Sprach-
kurse absolviert werden können. 

 

Insgesamt ist es sinnvoll, die Unternehmen beim Pro-
zess der Einstellung und Integration von Fachkräften 
aus dem Ausland zu unterstützen, zu informieren und 
zu beraten. Die Angebote der IHKs leisten hier vor Ort 
wichtige Beiträge. 

 

Arbeitsmarktintegration von Arbeitslosen 
verbessern 

Ein knappes Drittel der Betriebe (31 Prozent) fordert, 
die Potenziale von (Langzeit)Arbeitslosen stärker zu 
heben. Sie sollten dafür besser qualifiziert und effizi-
enter vermittelt werden als bislang, um so für offene 
Stellen in den Betrieben öfter in Betracht zu kommen. 
Aktuell sind 2,5 Mio. Menschen arbeitslos gemeldet 
(Dezember 2022). Davon gehören 33 Prozent dem 
Rechtskreis SGB III an, in dem i.d.R. Kurzzeitarbeitslose 
erfasst werden, die bessere Beschäftigungschancen 
haben. 67 Prozent werden im Rechtskreis SGB II be-
treut. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen (über zwölf 
Monate) liegt bei fast 900.000 (hauptsächlich im SGB 
II), deren Wiederbeschäftigungschancen deutlich ge-
ringer sind. Die längere Arbeitslosigkeit ist in erster Li-
nie ein Qualifikationsproblem. Von den 2,4 Mio. Ar-
beitslosen 2022 hatten mehr als 1,3 Mio. keine abge-
schlossene Berufsausbildung, ca. drei Viertel von die-
sen werden im SGB II betreut. 

 

Die Forderung, Arbeitslose besser zu integrieren, wird 
am häufigsten vom Baugewerbe geäußert (37 Pro-
zent), ist aber auch in den anderen Wirtschaftszweigen 
relevant – die Industrie liegt bei 34 Prozent, der Han-
del bei 32 Prozent und die Dienstleistungen bei 
29 Prozent. 

 

Ein genauerer Blick in die Branchen zeigt, dass beson-
ders Zeitarbeitsunternehmen eine bessere Qualifizie-
rung und stärkere Beschäftigung von Arbeitslosen 
wünschen (63 Prozent). Sie ermöglichen bereits heute  
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vielen Arbeitslosen den Sprung (zurück) auf den Ar-
beitsmarkt. So wurden 2021 fast zwei Drittel (64 Pro-
zent) der neu abgeschlossenen Zeitarbeitsverhältnisse 
(insgesamt 1,34 Mio.) mit Personen geschlossen, die 
zuvor keine Beschäftigung ausgeübt hatten oder noch 
nie beschäftigt waren. Bei 21 Prozent lag die letzte Be-
schäftigung mehr als ein Jahr zurück oder sie waren 
noch nie beschäftigt. 

 

Auch Unternehmen aus den Sektoren Verkehr und La-
gerei (51 Prozent), Sicherheitswirtschaft (49 Prozent), 
Tiefbau (47 Prozent), Reinigungsdienste (46 Prozent), 
Gummi- und Kunststoffindustrie (44 Prozent), Gebäu-
debetreuung, Garten- und Landschaftsbau (44 Pro-
zent) sowie Gastronomie (40 Prozent) sehen in den Ar-
beitslosen – ggf. nach einer Qualifizierung – vielfach 
Potenzial für die Besetzung offener Stellen. Die Tätig-
keiten in diesen Branchen dürften eher geringe Quali-
fikationen voraussetzen und damit Arbeitslosen Chan-
cen bieten. Daher sind es häufig Unternehmen, die 
Stellen für Personen ohne Abschluss nicht besetzen 
können, die ebenfalls eine bessere Integration der Ar-
beitslosen fordern. 

 

Die Integration Arbeitsloser in Beschäftigung wird am 
häufigsten im Mittelstand als Option gesehen. So nen-
nen dies 35 Prozent der Betriebe mit 10 bis 199 Mitar-
beitenden. Sowohl in kleinen als auch den großen 

Unternehmen sind es mit jeweils einem Viertel etwas 
weniger. 

 

DIHK-Vorschläge 

Ein stärkerer Einbezug von (Langzeit)Arbeitslosen liegt 
nicht nur hinsichtlich des Fachkräftemangels im Inte-
resse der Betriebe, sondern auch aus einem gesamt-
wirtschaftlichen Blickwinkel. Eine effiziente Verwen-
dung der Finanzmittel hält die steuerliche Belastung 
der Betriebe möglichst gering. 

 

Vor diesem Hintergrund ist die Einführung des sog. 
„Bürgergeldes“, das die Stelle des bisherigen „Harzt IV“ 
einnehmen soll, relevant. Positiv ist anzumerken, dass 
die Anreize zur Arbeitsaufnahme dahingehend verbes-
sert werden sollen, dass die Transferentzugsrate – 
wenn auch nur leicht – angepasst werden soll. D.h. es 
wird weniger des im Rahmen einer Tätigkeit erzielten 
Verdienstes auf die Unterstützungsleistung angerech-
net, als dies bislang beim ALG II der Fall ist. Auch die 
verstärkten Investitionen in Weiterbildungsmaßnah-
men erscheinen sinnvoll, da sie eine nachhaltige Be-
schäftigung ermöglichen können. Der in den letzten 
Jahren in der Arbeitsförderung immer stärker verfolgte 
Ansatz, das Nachholen eines Berufsabschlusses zu un-
terstützen, ist mit Blick auf die Fachkräftesicherung 
der Wirtschaft sinnvoll. Generell sollten die Angebote 
der Arbeitsagenturen aber noch mehr auf die Bedürf- 
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nisse von KMU und deren Beschäftigten zugeschnitten 
sein. Umfragen zufolge monieren gerade kleinere Un-
ternehmen, dass die Angebote der Arbeitsagenturen zu 
kompliziert sind. Daher nehmen sie die Förderangebote 
tendenziell seltener in Anspruch als größere Betriebe. 
Nachdem die Umschulung aufgrund der alten Förder-
bedingungen rund zwei Jahrzehnte keine große Be-
deutung hatte, kann die Verlängerung der Umschu-
lungsdauer nun dafür sorgen, diejenigen zu einem 
neuen Berufsabschluss zu bringen, deren bisherige 
Qualifikation die Beschäftigungsfähigkeit nicht mehr 
gewährleistet. 

 

Richtig ist zudem, dass - anders als ursprünglich ge-
plant – keine Zeit zu Beginn des Bezugs eingeführt 
wird, während der auf Sanktionen bei Pflichtverletzun-
gen von Transferbeziehern verzichtet wird (Sanktions-
zeit). Auch die Erhöhung des Schonvermögens fällt 
nicht so hoch aus und es ist für einen kürzeren Zeit-
raum geschützt als zunächst vorgesehen (Kooperati-
onszeit). Diese Anpassungen gegenüber ursprüngli-
chen Plänen sind sinnvoll, insbesondere ist eine mög-
lichst früh beginnende Begleitung – nicht nur, aber 
insbesondere – bei jungen Leuten für die Integration in 
Beschäftigung wichtig. 

 

Aus Sicht vieler Betriebe sollte die Vermittlung Arbeits-
loser in Beschäftigung künftig besser werden. Die Be-
reitschaft, diese einzustellen und so auch Stellen für 
geringer Qualifizierte zu besetzen, ist in den Betrieben 
vorhanden. Je länger die Arbeitslosigkeit dauert, umso 
schwerer ist der (Wieder)Einstieg. Die Arbeitsagentu-
ren/Jobcenter müssen mit den nötigen Ressourcen 
ausgestattet sein, um ausreichend Zeit für die Betreu-
ung zu haben und zügig, passend und nachhaltig ver-
mitteln zu können. Zudem sollten die Anreize zur Ar-
beitsaufnahme der Arbeitslosen weiter gestärkt wer-
den. Dazu könnten z. B. die Hinzuverdienste bei gleich-
zeitigem Transferbezug günstiger ausgestaltet werden 
als vorgesehen, so dass den Beschäftigten mehr vom 
Verdienst aus der Erwerbsarbeit übrigbleibt. Wichtig ist 

eine arbeitsmarktnahe Qualifizierung. Hierzu zählen 
neben Fachinhalten auch sogenannte Softskills und 
mitunter die Fähigkeit, den Alltag zu strukturieren und 
die Bereitschaft zum Arbeiten. Ziel sollte der möglichst 
schnelle Einstieg in Arbeit sein. Trotz des allgemeinen 
Trends zur Höherqualifizierung werden weiterhin in 
den Betrieben auch Geringqualifizierte für z. B. einfa-
che Tätigkeiten gesucht, für die viele Arbeitslose geeig-
net sind. Eine Weiterqualifizierung und ein Coaching 
parallel zur Arbeit im Betrieb können die Beschäfti-
gungsfähigkeit sichern. 

 

Betriebliche Standorte attraktiver gestalten 

Ein knappes Viertel der Betriebe (24 Prozent) erachtet 
es für die Anwerbung von Fachkräften als wichtig, 
dass ihre Region zum Leben und Arbeiten attraktiver 
wird. Hierunter fallen z. B. ein gutes und bezahlbares 
Wohnumfeld (fehlender bzw. teurer Wohnraum wird 
zunehmend als Hindernis für die Fachkräftegewinnung 
wahrgenommen), eine ausgebaute ÖPNV-Struktur, at-
traktive kommunale Angebote, Gesundheitsversor-
gung, Schulen, attraktive Innenstädte, Handels- und 
Dienstleistungsangebote, schnelles Internet und auch 
eine funktionierende Verwaltung. Besonders relevant 
ist in diesem Zusammenhang ein gutes Betreuungsan-
gebot zur Stärkung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Ein großer Teil der Betriebe, die die Forderung 
nach attraktiven Standorten formulieren, schätzen 
auch diese Maßnahme zur Fachkräftesicherung als 
wichtig ein. Wenn auch infolge der Digitalisierung und 
zunehmendem mobilen Arbeiten die Möglichkeiten in 
gewissem Maße steigen, Fachkräfte zu beschäftigten, 
die entfernt vom Arbeitsplatz wohnen, kommt attrak-
tiven Standorten bei der Wahl des Arbeitsplatzes wei-
ter eine große Bedeutung zu. Um langfristig Fach-
kräfte zu gewinnen und zu halten, ist die Standortat-
traktivität aus Sicht der Betriebe wichtig. Die Regionen 
stehen hier im Wettbewerb miteinander. Gerade länd-
liche und strukturschwache Regionen können beim 
Werben um knappe Arbeitskräfte Wettbewerbsnach-
teile haben. 
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Besonders deutliche Unterschiede bei der Einschät-
zung der Betriebe bestehen zwischen den Regionen. In 
Nord- und Westdeutschland wünschen sich 24 bzw. 
23 Prozent eine Steigerung ihrer Standortattraktivität, 
während dies in Ostdeutschland 30 Prozent sind13. In 
den Metropolen Hamburg (12 Prozent) und Berlin 
(18 Prozent) halten vergleichsweise wenig Unterneh-
men eine Attraktivitätssteigerung der Region mit Blick 
auf die Fachkräftegewinnung für nötig. Anders ist dies 
z. B. in Mecklenburg-Vorpommern (42 Prozent) und 
Thüringen (41 Prozent)14. 

 

DIHK-Vorschläge 

Der Ausbau von schnellem Internet ist nicht nur für 
die Digitalisierung in den Betrieben, sondern auch für 
die Beschäftigten und ihre Familien in der Freizeit 
wichtig, aber auch, um z. B. Angebote der Telemedizin 
vorhalten zu können. Jedoch nicht nur Investitionen in 
die digitale, sondern auch in die Verkehrsinfrastruktur 
sind nötig, um Regionen attraktiv zu machen. Auch die 
ÖPNV-Anbindung – gerade in ländlichen Regionen – 
gilt es vielfach zu verbessern. Je nach regionaler Aus-
stattung kommt der Verbesserung der oben genannten 
Standortfaktoren Bedeutung zu. Hierbei können regio-
nale Netzwerke, z. B. auch unter IHK-Beteiligung, hilf-
reich sein. Dies gilt auch mit Blick auf ein innovatives 

 
13 Für den Süden liegen keine Werte vor, da die IHKs aus Bayern 
und Baden-Württemberg die Frage nach den Rahmenbedingungen 
für die Fachkräftesicherung nicht gestellt haben. 

Regionalmarketing, das Fachkräfte ansprechen und 
zum Zuzug bzw. zum Bleiben motivieren kann. 

 

Betreuungsangebote ausbauen 

22 Prozent der Betriebe erachten es als wichtig, das 
Betreuungsangebot für Kinder, aber auch in der Alten-
pflege bedarfsgerecht auszubauen, damit für Angehö-
rige und Unternehmen die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf erleichtert wird. Dies würde es insbesondere 
Frauen ermöglichen, ihre Arbeitszeit auszuweiten, 
wodurch Fachkräfteengpässe reduziert werden könn-
ten. Der Handel mit 22 Prozent und die Dienstleistun-
gen mit 24 Prozent sind hierbei ein wenig stärker ver-
treten (Industrie: 19 Prozent; Bau: 15 Prozent). Die 
großen Unternehmen sehen dies zudem als noch et-
was relevanter an als die kleineren (36 Prozent der Be-
triebe ab 1.000 Beschäftigte gegenüber 23 Prozent der 
Betriebe mit 20 bis 199 Mitarbeitenden). 

 

Besondere Bedeutung hat der Ausbau der Betreuungs-
angebote für die Gesundheits- und Sozialdienstleister 
(47 Prozent). Gerade die Arbeitszeiten in dieser Bran-
che, die auch Tagesrandzeiten und Wochenenden be-
treffen, können dabei eine Rolle spielen. Ähnlich ist es 
bei der Beherbergung (31 Prozent). Aber auch Unter-
nehmen der Versicherungswirtschaft (34 Prozent), des  

14 Für die Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern, Branden-
burg, Saarland und Sachsen liegen keine Werte vor. 
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Kreditgewerbes (31 Prozent) sowie aus dem Bereich 
Programmierung (31 Prozent) wünschen sich einen 
solchen Ausbau. 

 

DIHK-Vorschläge 

Im Bereich der Kinderbetreuung ist in den vergange-
nen Jahren viel erreicht worden, dennoch besteht der-
zeit lt. Institut der deutschen Wirtschaft eine Betreu-
ungslücke von fast 270.000 Plätzen für Kinder unter 
drei Jahren. Diese Zahl dürfte mit Blick auf die Situa-
tion in den Kommunen, die aktuell zusätzlich geflüch-
teten ukrainischen Kindern eine Betreuung anbieten, 
ggf. noch zu niedrig sein. Ein gut ausgebautes Betreu-
ungsangebot, das auch Rand- und Ferienzeiten ab-
deckt, ist essenziell für eine funktionierende Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Die Betriebe machen ihrer-
seits viele Angebote, um die Vereinbarkeit zu erleich-
tern – von flexiblen Arbeitszeiten und -orten über eine 
Vielzahl von Unterstützungsmaßnahmen. Aber die Be-
treuungsinfrastruktur können sie nicht ersetzen. Daher 
ist ein weiterer Ausbau dieser Infrastruktur in den 
kommenden Jahren wichtig. 

 

Eine ergänzende Maßnahme – diese mit Blick auf 
Schulkinder – wäre ein steuer- und sozialversiche-
rungsfreier Betreuungszuschuss für Grundschulkinder. 
Dieses Instrument ist für Kinder bis zum Schuleintritt 
bereits etabliert (§ 3 Nr. 33 EStG) und bietet den Be-
trieben eine unkomplizierte Möglichkeit, die Eltern fi-
nanziell bei den Betreuungskosten zu entlasten. Eine 
Ausweitung auf Grundschulkinder wäre angezeigt, 
denn die finanziellen Herausforderungen stellen sich 
mit dem Start in der Grundschule für viele Eltern wei-
terhin bzw. erneut, wenn sie eine Betreuung am Nach-
mittag organisieren müssen. Der Ausbau der bundes-
weiten Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern 
steht in den Startlöchern, dennoch bleiben finanzielle 
Belastungen gegeben. Daher sollte dieser Ausbau poli-
tisch in der genannten Weise flankiert werden. 

 

Häufig noch nicht so stark im politischen Fokus aber 
ebenso bedeutsam für die Fachkräftesicherung ist die 
Vereinbarkeit von Beruf und Pflege von Angehörigen. 
Diese Herausforderung wird durch den demografi-
schen Wandel und einer stark steigenden Zahl älterer 
Menschen künftig noch größer und auch die Betriebe 
haben sie im Blick. Hier sind sie aber in ähnlicher 
Weise abhängig von den Rahmenbedingungen wie bei 
der Kinderbetreuung. Mitarbeitende, die wegen der 
Pflege von Angehörigen ihre Arbeitszeit reduzieren 
müssen oder vollständig ausfallen, benötigen oft kurz-
fristig Unterstützung und Beratung. Hier können Be-
triebe helfen und beispielsweise auf Informationsquel-
len verweisen. Die tatsächliche Pflegeinfrastruktur 
können sie allerdings nicht beeinflussen. Künftig wer-
den hier beispielsweise in stärkerem Maße als bislang 
Tagespflegeplätze benötigt. Die Politik ist gefragt, 
diese Infrastruktur zu stärken und das Angebot auszu-
bauen. Auch über die Einführung eines steuerfreien 
Pflegezuschusses, den Betriebe Ihren Beschäftigten 
ähnlich dem Betreuungszuschuss für Kinder gewähren 
könnten, ließe sich nachdenken. 

 

Die dargestellten Maßnahmen würden alle Berufstäti-
gen, die neben ihrer Erwerbstätigkeit Betreuungs- oder 
Pflegeaufgaben übernehmen, bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf unterstützen und vielen von ihnen 
ermöglichen, ihre Erwerbstätigkeit auszuweiten. Das 
kann mit Blick auf eine stärkere Einbindung von 
Frauen, die nach wie vor nicht in gleichem Umfang er-
werbstätig sind wie Männer, wirksame Effekte zeigen. 
Würden die aktuell in Teilzeit beschäftigten Frauen 
ihre Arbeitszeit durchschnittlich um eine Stunde pro 
Woche erhöhen, entspräche das rein rechnerisch ca. 
240.000 zusätzlichen Ganztagsstellen. 

 

Die IHK-Organisation unterstützt die Betriebe bei Ih-
rem Streben, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zu verbessern. Die IHKs informieren die Betriebe über  
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Möglichkeiten, Instrumente und Ansprechpartner, bie-
ten Veranstaltungen und sind in den Regionen mit an-
deren Akteuren vernetzt, etwa im Rahmen der Lokalen 
Bündnisse für Familie. Ein weiterer wichtiger Baustein 
ist das Unternehmensnetzwerk Erfolgsfaktor Familie – 
eine Gemeinschaftseinrichtung von DIHK und dem 
Bundesministerium für Familie, Frauen, Senioren und 
Jugend. In diesem Netzwerk sind bereits über 
8.300 Unternehmen engagiert und es ist Ansprech-
partner zu allen Fragen der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Über die kostenfreie Mitgliedschaft erhal-
ten insbesondere kleine und mittlere Betriebe Informa-
tionen, können Kontakte zu anderen engagierten Un-
ternehmen knüpfen oder an Webinaren oder Informa-
tionsveranstaltungen teilnehmen. 

 

Erwerbstätigkeit von Älteren stärken  

Eine weitere Maßnahme der Fachkräftesicherung ist 
die stärkere Erwerbsbeteiligung von Älteren. 22 Pro-
zent der Betriebe sehen einen wichtigen Baustein da-
rin, die Beschäftigung Älterer zu flexibilisieren und be-
stehende Möglichkeiten der flexiblen Übergänge in die 
Rente bekannter zu machen. Die Industrie (24 Prozent) 
und der Handel (23 Prozent) nennen diese Option et-
was häufiger als Dienstleister und Bau (jeweils 21 Pro-
zent). Auch mit Blick auf die Größenklassen zeigen sich 
nur recht geringe Unterschiede: bei größeren Mittel-
ständlern (200 bis 999 Beschäftigte) sind es mit 
25 Prozent die meisten, bei kleinen Betrieben mit 

weniger als zehn Beschäftigten die wenigsten (20 Pro-
zent). 

 

Die Erwerbsbeteiligung Älterer ist in den vergangenen 
Jahren bereits kontinuierlich angestiegen. Die Erwerbs-
beteiligung der 60- bis 64-Jährigen nahm so stark zu 
wie in keiner anderen Altersgruppe: Sie hat sich in den 
letzten zehn Jahren von 44 Prozent (2011) auf 61 Pro-
zent (2021) gesteigert. Auch in der Altersgruppe von 
65 bis 67 Jahre ist die Erwerbsbeteiligung gestiegen. 
Letzteres ist u.a. auch auf die schrittweise heraufge-
setzte Lebensarbeitszeit durch die Rente mit 67 zu-
rückzuführen. Die abschlagsfreie „Rente mit 63“ nach 
45 Beitragsjahren konterkariert allerdings diese Ent-
wicklung und verschärft Fachkräfteengpässe in den 
Betrieben. So wurde diese Form der Frühverrentung 
2021 von 270.000 Personen genutzt, was ein Viertel 
aller neuen Renten und ein Höchststand seit der Ein-
führung im Juli 2014 ist. 

 

Die weitere Steigerung der Beteiligung Älterer am Er-
werbsleben ist ein sinnvoller Schritt, um dem Fach-
kräftemangel in den Betrieben zu begegnen. Ein hoher 
Erfahrungsschatz und betriebsspezifisches Humanka-
pital sind aus Sicht der Unternehmen wichtige Gründe, 
um ältere Mitarbeitende länger zu halten und einen 
vorzeitigen Rentenbeginn zu vermeiden. 
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Zu den Branchen, in denen überdurchschnittlich häu-
fig eine flexiblere Beschäftigung Älterer als Option zur 
Fachkräftesicherung genannt wird, zählen u.a. die 
Chemische und Pharmazeutische Industrie (32 Pro-
zent), Handelsvermittlung (31 Prozent), Unternehmen 
des Bereichs der Spitzentechnologie (29 Prozent) so-
wie Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung 
(28 Prozent). Dort bestehen in vielen Fällen wertvolles 
Know-how und langjährig gepflegte Geschäftskon-
takte, die in den Betrieben gefragt sind.  

 

DIHK-Vorschläge 

Wichtig für viele Beschäftigte ist die nötige Flexibilität 
beim Übergang, die auch bedeuten kann, vorzeitig in 
Rente zu gehen, aber gleichzeitig weiter hinzuzuver-
dienen. Aus diesem Grund ist es richtig, dass aktuell 
die bisherigen Hinzuverdienstgrenzen bei vorzeitigem 
Rentenbezug – also vor Erreichen der Regelalters-
grenze – abgeschafft werden, sie waren seit jeher ein 
Beschäftigungshindernis. Die bestehenden 

Möglichkeiten, flexibel in Rente zu gehen, sollten aller-
dings bekannter gemacht werden. Dies betrifft insbe-
sondere die genannte Möglichkeit, vorzeitig – dann al-
lerdings unter Inkaufnahme von Abschlägen – in 
Rente zu gehen und nun flexibel und künftig unbe-
grenzt hinzuzuverdienen. 

 

Weiterhin gibt es auch die Möglichkeit, über das Ren-
teneintrittsalter hinaus einer Beschäftigung nachzuge-
hen – mit oder ohne Rentenbezug. Wird die Rente 
noch nicht in Anspruch genommen, erhalten Beschäf-
tigte pro Monat einen Zuschlag von 0,5 Prozent pro 
Monat auf ihre Rente. Und werden zusätzlich neben 
den verpflichtenden Arbeitgeberbeiträgen auch wei-
terhin eigene Rentenversicherungsbeiträge entrichtet, 
werden zudem weitere Rentenansprüche aufgebaut. 
Die vorteilhafteste Ausgestaltung ist dabei individuell 
verschieden, die Kenntnis über die Möglichkeiten aber 
relevant. 
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Wichtig für die Beschäftigung Älterer ist es, sie auch 
für die Arbeitgeber attraktiv zu gestalten. Befristete 
Verträge sollten beispielsweise unkompliziert und auch 
sachgrundlos möglich sein, denn ein unbefristetes Ar-
beitsverhältnis spielt in diesem Lebensabschnitt keine 
zentrale Rolle. Die derzeitige Pflicht der Arbeitgeber, 
auch für beschäftigte Rentner weiterhin Beiträge in 
die Arbeitslosenversicherung einzuzahlen, kann wiede-
rum als Hemmnis gewertet werden. Sie war zwischen-
zeitlich ausgesetzt, ist aber seit 2022 wieder aufgelebt. 
Ebenfalls schwierig stellt sich die Pflicht zur Zahlung 
von Rentenversicherungsbeiträgen durch den Arbeit-
geber dar, durch die keine Ansprüche generiert werden 
(sofern der Arbeitnehmer nicht ebenfalls eigene Bei-
träge zahlt).  

 

Digitalisierung voranbringen 

Die Digitalisierung als Megatrend bringt für die Unter-
nehmen Chancen und Herausforderungen mit sich. 
Auch die Beschäftigung ist davon betroffen. So wer-
den künftig bestimmte Tätigkeiten durch digitale An-
wendungen übernommen werden, so dass Beschäfti-
gungspotenziale wegfallen. An anderer Stelle entste-
hen dagegen neue Tätigkeiten und zusätzliche Arbeits-
plätze. Mit Blick auf die Fachkräftesicherung bieten Di-
gitalisierung, Automatisierung und Rationalisierung 
zunehmend die Chance, zum einen Aufgaben zu über-
nehmen, für die keine Arbeitskräfte verfügbar sind. 
Zum anderen können IT-Lösungen insbesondere Rou-
tinetätigkeiten ausführen, so dass hierfür kein oder 
weniger Personaleinsatz nötig ist und die verfügbaren 
Arbeitskräfte somit andere Tätigkeiten ausüben kön-
nen, bei denen Engpässe bestehen. Auch können durch 
„Mensch-Maschine-Kooperationen“ Aufgaben mit ge-
ringerem Personaleinsatz und schneller erledigt wer-
den. Zudem ermöglicht die Digitalisierung betrieblicher 
Abläufe Effizienzsteigerungen, die ebenfalls dazu bei-
tragen, dass sich die Beschäftigten anderen Aufgaben 
widmen können. Damit sich diese Chancen in den Be-
trieben nutzen lassen, ist die Verfügbarkeit der nötigen 
digitalen Infrastruktur ebenso unerlässlich, wie für die 
Möglichkeiten des mobilen Arbeitens. Mehr als jedes 

fünfte Unternehmen (22 Prozent) sieht bereits heute 
im Ausbau dieser Infrastruktur eine Hilfe bei der Fach-
kräftesicherung, obgleich größere Potenziale erst 
künftig mit weiter voranschreitender Digitalisierung 
entstehen. Dies gilt besonders für Dienstleister 
(24 Prozent) und die Industrie (21 Prozent), bei denen 
i.d.R. größere Digitalisierungspotenziale bestehen als 
im Handel (18 Prozent) und dem Baugewerbe (13 Pro-
zent). 

 

An der Spitze der Branchen, die sich durch einen Infra-
strukturausbau bessere Rahmenbedingungen für die 
Digitalisierung erhoffen, stehen Telekommunikations-
unternehmen (49 Prozent), die Versicherungswirt-
schaft (45 Prozent), das Kreditgewerbe (43 Prozent), 
IT-Dienstleister (42 Prozent) sowie Programmierer 
(41 Prozent) – also Branchen mit hohem Potenzial für 
entsprechende IT-Lösungen. Aber auch Industrieunter-
nehmen sind hier zu nennen: z. B. die Medizintechnik 
(38 Prozent), die Pharmaindustrie (37 Prozent) sowie 
der Kraftfahrzeugbau (35 Prozent). 

 

Unternehmen, die mit der Digitalisierung auf Fachkräf-
teengpässe reagieren wollen, suchen vielfach erfolglos 
nach Fachkräften mit Hochschulausbildung. Das legt 
den Schluss nahe, dass der IT-Einsatz in erster Linie 
gut qualifizierte Beschäftigte unterstützten oder z. B. 
von Routineaufgaben entlasten soll, statt die Tätigkei-
ten fehlenden Personals eins zu eins zu ersetzen, denn 
Letzteres kommt eher bei einfachen Tätigkeiten in Be-
tracht. 

 

Der Blick in die Größenklassen macht deutlich, dass 
das Thema Digitalisierung und damit der Wunsch nach 
guter Infrastruktur in erster Linie in größeren Unter-
nehmen relevant ist. So äußern dies 43 Prozent der 
Großunternehmen mir 1.000 und mehr Beschäftigten, 
in der Größenklasse 200 bis unter 1.000 sind es 
31 Prozent und in kleinen Betrieben mit weniger als 
20 Mitarbeitenden 20 Prozent.  
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DIHK-Vorschläge 

Sowohl vor dem Hintergrund der Fachkräftesicherung 
als auch hinsichtlich der enormen Bedeutung der Digi-
talisierung für die Wirtschaft insgesamt, ist der wei-
tere und flächendeckende Ausbau der digitalen 

Infrastruktur unerlässlich, insbesondere auch in struk-
turschwachen Regionen. Schnelle und effiziente Pla-
nungsverfahren in den Behörden sind dafür eine wich-
tige Voraussetzung. 

 

 

  



27  |  DIHK-REPORT FACHKRÄFTE 2022 
 

Fragebogen 
 

1a. Können Sie in Ihrem Unternehmen derzeit offene Stellen längerfristig (mehr als zwei Monate) 
 nicht besetzen, weil Sie keine passenden Arbeitskräfte finden? 

• Ja, offene Stellen können nicht besetzt werden 

• Nein, keine Probleme bei der Besetzung 

• Nein, derzeit kein Personalbedarf 

 

1b. Falls ja (1a): Für welches Qualifikationsniveau suchen Sie ohne Erfolg Arbeitskräfte? 
 (Mehrfachnennung möglich) 

• Schulabgänger / Auszubildende 

• ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

• Duale Berufsausbildung 

• Fachwirt/Meister oder anderer Weiterbildungsabschluss 

• (Fach-)Hochschulabschluss 

 

2. Wie sollten die Rahmenbedingungen verändert werden, um Ihrem Unternehmen bei der 
 Fachkräftesicherung zu helfen? (Mehrfachnennung möglich) 

• Berufliche Bildung stärken (z. B. praxisorientierte Berufsorientierung, Aufwertung der Berufsschulen) 

• Einstellung von ausländischen Fach- und Arbeitskräften erleichtern  

• Betreuungsangebote (Kinder, Pflege) bedarfsgerecht ausbauen 

• Region für Beschäftigte zum Leben und Arbeiten attraktiver machen  

• Arbeitslose besser qualifizieren und vermitteln 

• Bürokratie für Unternehmen abbauen, damit Beschäftigte mehr Zeit für eigentliche Tätigkeiten haben 

• Beschäftigung Älterer flexibilisieren und bestehende Möglichkeiten bekannter machen (z.B. Flexirente) 

• Digitale Infrastruktur ausbauen, um besser mit Digitalisierung auf fehlendes Personal reagieren zu können   
• Keine Maßnahmen nötig 
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